
Das Deutsche Reich existiert fort … auch im
Jahr 2025

Gefunden unter:
https://www.geschichte-abitur.de/quellenmaterial/quellen-teilung-brd-ddr/urteil-des-bundesverfassun
gsgerichts-ueber-den-grundlagenvertrag#google_vignette am 03.02.2025

Der im Dezember 1972 geschlossene Grundlagenvertrag verbesserte die Beziehungen zwischen der
BRD und DDR und erklärte die Grenzen für unverletzlich. Da für die BRD eine völkerrechtliche
Anerkennung der DDR – aufgrund des Wiedervereinigungsgebots im Grundgesetz – ausgeschlossen
blieb, sprach das Bundesverfassungsgericht am 31. Juli 1973 folgendes Urteil aus:

Das  Grundgesetz  –  nicht  nur  eine  These  der  Völkerrechtslehre  und  der
Staatsrechtslehre! – geht davon aus, daß das Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945
überdauert  hat  und  weder  mit  der  Kapitulation  noch  durch  Ausübung  fremder
Staatsgewalt  in  Deutschland  durch  die  alliierten  Okkupationsmächte  noch  später
untergegangen ist; das ergibt sich aus der Präambel, aus Art. 16, Art. 23, Art. 116 und
Art. 146 GG. […] Das Deutsche Reich existiert fort, besitzt nach wie
vor  Rechtsfähigkeit,  ist  allerdings  als  Gesamtstaat  mangels
Organisation,  insbesondere  mangels  institutionalisierter
Organe  selbst  nicht  handlungsfähig.  Im  Grundgesetz  ist  auch  die
Auffassung vom gesamtdeutschen Staatsvolk und von der gesamtdeutschen Staatsgewalt
“verankert” .  Verantwortung für “Deutschland als Ganzes” tragen – auch – die vier
Mächte.

Mit der Errichtung der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht ein neuer westdeutscher Staat
gegründet, sondern ein Teil Deutschlands neu organisiert. Die Bundesrepublik Deutschland ist also
nicht „Rechtsnachfolger“ des Deutschen Reiches, sondern als Staat (im Sinne des Völkerrechts)
identisch mit dem Staat “Deutsches Reich” – in Bezug auf seine räumliche Ausdehnung allerdings
„teilidentisch“,  so  daß  insoweit  die  Identität  keine  Ausschließlichkeit  beansprucht.  Die
Bundesrepublik  umfaßt  also,  was ihr  Staatsvolk  und ihr  Staatsgebiet  anlangt,  nicht  das ganze
Deutschland, unbeschadet dessen,  daß sie ein einheitliches Staatsvolk des Völkerrechtssubjekts
„Deutschland“ (Deutsches Reich), zu dem die eigene Bevölkerung als untrennbarer Teil gehört, und
ein einheitliches Staatsgebiet „Deutschland“ (Deutsches Reich), zu dem ihr eigenes Staatsgebiet als
ebenfalls  nicht  abtrennbarer  Teil  gehört,  anerkennt.  Sie  beschränkt  staatsrechtlich  ihre
Hoheitsgewalt auf den „Geltungsbereich des Grundgesetzes“, fühlt sich aber auch verantwortlich für
das ganze Deutschland. […] Die Deutsche Demokratische Republik gehört zu Deutschland und kann
im Verhältnis zur Bundesrepublik Deutschland nicht als Ausland angesehen werden. […]

Die Wiedervereinigung ist  ein verfassungsrechtliches Gebot.  Es muß jedoch den zu
politischem Handeln  berufenen Organen der  Bundesrepublik  überlassen bleiben,  zu
entscheiden, welche Wege sie zur Herbeiführung der Wiedervereinigung als politisch
richtig und zweckmäßig ansehen. […] Kein Verfassungsorgan der Bundesrepublik
Deutschland darf die Wiederherstellung der staatlichen Einheit als politisches
Ziel aufgeben, alles Verfassungsorgane sind verpflichtet, in ihrer Politik auf die
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Erreichung dieses Zieles hinzuwirken –  das schließt die Forderung ein,  den
Wiedervereinigungsanspruch  im  Innern  wachzuhalten  und  nach  außen
beharrlich zu vertreten – und alles zu unterlassen, was die Wiedervereinigung
vereiteln würde. […]

Die Deutsche Demokratische Republik ist  im Sinne des Völkerrechts ein Staat und als solches
Völkerrechtssubjekt. Diese Feststellung ist unabhängig von einer völkerrechtlichen Anerkennung
der  Deutschen  Demokratischen  Republik  durch  die  Bundesrepublik  Deutschland.  Eine  solche
Anerkennung hat die Bundesrepublik Deutschland nicht nur nie förmlich ausgesprochen, sondern im
Gegenteil  wiederholt  ausdrücklich  abgelehnt.  Würdigt  man  das  Verhalten  der  Bundesrepublik
Deutschland  gegenüber  der  Deutschen  Demokratischen  Republik  im  Zuge  ihrer
Entspannungspolitik,  insbesondere das Abschließen des Vertrags als  faktische Anerkennung,  so
kann sie nur als eine faktische Anerkennung besonderer Art verstanden werden.

Das Besondere dieses Vertrags ist, daß er zwar ein bilateraler Vertrag zwischen zwei Staaten ist,
für  den  die  Regeln  des  Völkerrechts  gelten  und  der  die  Geltungskraft  wie  jeder  andere
völkerrechtliche  Vertrag  besitzt,  aber  zwischen  zwei  Staaten,  die  Teile  eines  noch  immer
existierenden,  wenn  auch  handlungsunfähigen,  weil  noch  nicht  reorganisierten
umfassenden Staates Gesamtdeutschland mit einem einheitlichen Staatsvolk sind, dessen
Grenzen  genauer  zu  bestimmen  hier  nicht  nötig  ist.  […]  Der  Vertrag  hat  also  einen
Doppelcharakter; er ist seiner Art nach ein völkerrechtlicher Vertrag, seinem spezifischen Inhalt
nach  ein  Vertrag,  der  vor  allem  Inter-se-Beziehungen  regelt.  Inter-se-Beziehungen  in  einem
völkerrechtlichen  Vertrag  zu  regeln,  kann  vor  allem  dann  nötig  sein,  wenn  eine
staatsrechtliche Ordnung, wie hier wegen der Desorganisation des Gesamtstaats, fehlt. […]

Auszüge zitiert nach: Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, Bd. 36, Nr. 1 (31. Juli 1973),
S. 15-24.


